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SERVICE

Im Dschungel 
der Bestimmungen
In der vorigen Ausgabe berichteten wir über Besonderheiten und 
Änderungen des Versorgungsrechts, ohne zu berücksichtigen, dass 
Hamburg als einziges Bundesland nicht diesen Bestimmungen unterliegt*

In Hamburg ist die Grundla-
ge für die oft noch ‘Ruhegeld‘ 
genannte Zusatzversorgung der 
Beschäftigten der FHH das Ham-
burgische Zusatzversorgungsge-
setz (HmbZVG). Die Zusatzver-
sorgung ist damit im Gegensatz 
zu allen anderen Bundesländern 
nicht tariflich, sondern qua Ge-
setz geregelt. Hamburg finan-
ziert die Zusatzversorgung nicht 
über die Versorgungsanstalt des 
Bundes und der Länder (VBL – 
siehe Kasten), sondern über den 
Landeshaushalt. Erst seit 1999 
entrichten die Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer der Stadt 
Hamburg einen eigenen Beitrag 
zu den Versorgungslasten. Die-
ser wurde 2015 stufenweise von 
1,25 Prozent auf aktuell 1,65 
Prozent des steuerpflichtigen 
Bruttoentgelts erhöht.

Gegen diese Erhöhung liefen 
die Gewerkschaften 2015 mit 
Unterschriftenaktionen und einer 
Demo Sturm – leider erfolglos. 

Die Wartezeit für Erhalt der 
Zusatzversorgung nach Ham-
burger Recht beträgt fünf Jahre. 

VBL-Zeiten werden nicht auf 
diese Wartezeit angerechnet, 
weil es zwei voneinander un-
abhängige Systeme sind. Eine 
entsprechende Regelung fordern 
die Gewerkschaften seit langem, 
doch nach wie vor sperrt sich der 
Hamburger Gesetzgeber dage-
gen.

Also: Nur die Altersversor-
gung über VBL ist tariflich ge-
regelt. Tarifverhandlungen über 
die Tarifverträge zur zusätzli-
chen Alters- und Hinterbliebe-
nenversorgung im öffentlichen 

Dienst (ATV und ATV-K-) fin-
den dort mit dem Bund, der Ta-
rifgemeinschaft deutscher Län-
der (TdL) und der Vereinigung 
der kommunalen Arbeitgeber-
verbände (VKA) statt.

BIRGIT RETTMER
GEW-Referentin für Tarif- und

Beamtenpolitik

*Die Redaktion bedauert, dass 
sie mit dem Abdruck des Beitra-
ges vom GEW-Hauptvorstand (s. 
hlz 11/2019, S. 22) zur Verwir-
rung beigetragen hat.

Die Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder (VBL) wur-
de am 26. Februar 1929 während der Weimarer Republik unter 
dem ursprünglichen Namen ‚Zusatzversorgungsanstalt des Reichs 
und der Länder‘ (ZRL) in Berlin gegründet. Aufgabe der ZRL war 
schon damals, den Arbeitern der Reichsverwaltung und der Ver-
waltungen der beteiligten Länder sowie deren Hinterbliebenen 
Zuschüsse zur gesetzlichen Rente zu gewähren, um die Ungleich-
behandlung zwischen Beamten und nichtbeamteten Bediensteten 
im öffentlichen Dienst auszugleichen. Anfang der 1950er Jahre 
bekam die VBL ihren aktuellen Namen und zog nach Karlsruhe. 
Nach der Wiedervereinigung Deutschlands wurde 1997 die Zu-
satzversorgung auch in den neuen Bundesländern eingeführt. BR
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